
STAATS- UND VERWALTUNGSRECHT

Z&apos;DANEMA

Die Autonomie der Färöer

A Geschichtliche Vorbedingungen&apos;)

1. Gebiet und Stammesgeschichte; Herrschaflsverhältnisse bis etwa 1900

Die Färöer (Foroyar) 2) eine Inselgruppe an der Grenze des Nordatlantik
und des Nördlichen Eismeeres bestehen aus 18 Hauptinseln, darunter Strey-
mOy (Strömö) mit der Hauptstadt Torshavn 1) und einigen Dutzend klein-:
,ster Inseln und Felsnadeln (Holme) aus Basalt 1). Ihre Oberfläche (1399 qkm)
ist rund zehnmal, ihre Einwohnerzahl (32 437 im Jahre 1955) nur zweimal
so groß wie die des Fürstentums Liechtenstein. Nur 6 To der Landfläche sind
nutzbar.

Die Färöer sollen um 600 von iro-schottischen Mönchen besiedelt worden
sein. Von dieser Frühbevölkerung rühren viele keltische Flurnamen her -1).

1) A b k ü r z u n g e n -. AutG Autonomiegesetz für die Färöer vom 23. 3. 1948 (Lov
Nr. 137); BRD Bundesrepublik Deutschland; fär. färöisch; FG Färöisches Logtings-
gesetz; dän. dänisch; FUEV Föderalistische Union Europäischer Volksgruppen (Kopen-
hagen).

2) Obwohl die richtige Bezeichnung der Inselgruppe nach der Sprache ihrer Bewohner
Foroyar lautet, verwenden wir hier die dänische Bezeichnung Färöer (Färöerne) deshalb,
weil sie in die deutsche Sprache Eingang gefunden hat und daher, trotz gelegentlicher Ver-

wendung des Wortes Foroyar oder FöroYar auch in der deutschsprachigen Literatur, als die
deutsche Benennupg gelten kann. In englischer Sprache heißt die Inselgruppe Faroe Islands,
in französischer lles Fero Färöer bedeutet Ferne Inseln (von Schottland her gesehen:
The far islands)-1 nicht Schafinseln (dänisch fär Schaf).

3) In dieser Arbeit werden Eigennamen zuerst in färöischer Sprache und Schreibweise
wiedergegeben, an zweiter Stelle, allenfalls in Klammern, in dänischer. Ausnahmen werden
als solche ersichtlich gemacht. T6rshavn ist die fär., Thorshavn die dän. Schreibweise.

4) Nähere Angaben im Färöischen Amtskalender (Almanakki), T6rshavn (Forlag Pf.
H. N. jacobsens B6kahandil) 1959.

5) jorgen-Frantz j a c o b s e ii, Danmark og Fxroerne, Kopenhagen (V. Pios-Verlag)
1927; Theodor V e i t e r, Das Selbstverwaltungsprogramm für die Färöer, in Nationale
Autonomie, Wien (Wilh. Braumüller) 1938; joännes P a t u r s s o n, Die Färöerfrage.
Die Färinger, eine nordische Minderheit und ein norrönes Volk, Königsberg (Gräfe &amp;

Unzer) 1932.
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244 Berichte und Urkunden - Staats- und Verwaltungsrecht

Nach Ausrottung, der Frühbe-völkerung durch die Wikinger (Normannen),
die um 800 auf die Inseln kamen, scheint lediglich die Bezeichnung Färöer

geblieben zu sein. Die heutigen Inselbewohner sind demnach Nachkommen
Z:)

dieser norrönen Einwanderer von etwa 800 n. Chr., die mit den Isländern
und den Nordnorwegern nahe verwandt sind, hingegen nicht mit den Dänen.

Zufolge ihrer Abgelegenheit entwickelten sich die Inseln ziemlich rasch zu

einem Gebiet mit einem eigenen Volk. Sie bildeten zunächst einen Freistaat,
dessen Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit beim Thing lag, mit einer Thing-
stätte (heute Tinganäs) in Törshavn 6). 1035 ging die Selbständigkeit ver-

loren (norwegische Lehensherrschaft), die räumliche Abgeschiedenheit trug
aber doch dazu bei, daß die Bewohner (Färinger) immer mehr zu einer eth-
nischen Eigenartung hin Entwicklung nahmen, die schließlich ungefähr seit

Beginn des 15. Jahrhunderts auch zur Ausbildung einer eigenen Sprache
führte 7). Im Jahre 1380 kamen die Färöer durch die Königsunion Dänemark-

6) Hierüber und über die Einführung des Christentums etwa um das Jahr 100Q berichtet
die zu Beginn des 11. jh. entstandene Färinger-Saga, die nebst anderen Sagas (Nibelungen-
lied) mündlich überliefert ist und von vielen Färingern auswendig rezitiert werden kann.
Ihr historischer Wahrheitsgehalt ist umstritten..Diese überlieferten Sagas wurden im vorigen
Jahrhundert aufgezeichnet. Sicher ist die Färinger-Saga älter als die Island-Saga, daher
wird die färingische Landnahme in der $aga-Literatur auch weniger erwähnt. Das färöische

Lagting ist älter als das isländische Althing. Näheres siehe bei Fxrosk Bibliographi, Kopen-
hagen (Jorgen Steining) 1954, ferner bei Jorgen Franz J a c o b s e n a. a. 0., besonders
aber in den beiden einzigen Werken die einem größeren Personenkreis sprachlich zugäng-
lich sind, nämlich: Ernst und Franzi K r e n n Föroyar, die Inseln des Friedens, Münster
1.W. (Regensbergsche Verlagsbuchhandlung) 1942, mit einer sorgsamen Zusammenstellung
der gesamten Färöer-Literatur, au! jener in Zeitschriften erschienenen, jedoch. fast ohne

juristische Publikationen, und Kenneth W i 11 i a m s o n, The Atlantic Islands, London
1947.

7) Diese ist heute noch nicht abgeschlossen. Noch vor zehn Jahren wurden manche Worte
anders geschrieben als heute. Die Aufzeichnung der färöischen Sprache erfolgte erst spät.
Als Schul- und Schriftsprache ist sie ein Ergebnis erst der Unabhängigkeitsbewegung des
20. Jh. Erheblich zu ihrer Ausbildung beigetragen haben die zahlreichen Schriften der öster-
reichischen Färö*er-Forscher Ernst und Franzi K r e n n die 1940 deutsche Sprachlehre
in Färölsch herausgaben und 1942 ein färöisdi-deutsches und deutsch-färölsches Wörterbuch
folgen ließen, die auch als Schulbücher verwendet werden (Deutsch ist in den zahlreichen
Mittelschulen heute Lehrfach; auch Englisch wird gelehrt, wofür es seit kurzem. auch ein

färölsdi-englisches Schulwörterbuch gibt, das vom Schulreferat der färölschen Landesregie-
rung in T6rshavn herausgegeben wurde). Zur Entwicklung des Färöischen als einer eigenen
Sprache hat audi die katholische Kirche viel beigetragen, denn schon um das Jahr 1100 wurde
in Kirkjubour (Kirkebö) auf Streymoy, wo sich noch heute ein Hauptsitz der Unabhän-
gigkeitsbewegung auf dem Hof der Königsbauern Patursson und die älteste erhaltene Holz-
stube der Welt befinden, ein Bischofssitz mit Priesterseminar und bald auch, einem großen
Frauenkloster gegründet (ohne Domkapitel), auf welchem. bis zur Aufhebung im Zuge der
Reformation (1533) insgesamt 34 Bischöfe residierten. Vgl. hierzu die großenteils als wissen-

schaftlich ernst anerkannte Schrift von j6annes P a t u r s s o n Vib 6kunnugurfi fölki til
Kirkjuboar&quot; mit dänischem und englischem Auszug,- T6rshavn (Forlag, H. N. Jacobsens
B6kahandils) 1950.
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Norwegen unter dänische Königsherrschaft, (Kalmarer Union). 1662 wurde
ein Erbhuldigungseid eingeführt, doch genossen die Färöer auch nachher noch
eine Art nationaler Autonomie in der Weise, daß das Lagting (die gesetz-
gebendes) Körperschaft der freien Männer) die Gesetzgebung auf dem Ge-
biete von Schulwesen und Sprache hatte. Ihm war auch die Rechtsprechung
zugewiesen. Der Oberste Beamte, der Lagman, wurde von den Färingern
selbst gewählt und sollte ein eingeborener Färing sein. Wirtschaftlich ging
die Selbständigkeit allerdings durch den sog. Monopolhandel immer mehr
verloren, der sich auch sonst ungünstig auf das Leben der Färinger auswirkte.
1816 wurde das Lagting von Dänemark aufgehoben, die Färöer gingen als
einfacher Verwaltungsbezirk im dänischen Staatsverband auf, Leiter der
Verwaltung war ein dänischer königlicher Amtmann. Die dänischen Gesetze
wurden aber weiterhin für die Färöer gesondert in Kraft gesetzt. Durch das
dänische Wahlgesetz von 1848/49, das 1850 in Kraft trat, erhielten die
Färöer einen Abgeordneten im Kopenhagener Reichstag. 1852 wurde das

Lagting wieder errichtet, hatte aber nur beratende Funktion. Soweit es Ge-
setze beschloß, bedurften sie der Zustimmung der dänischen Regierung, auch
das Finanzgesetz (Budget).

Erst zwischen 1901 und 1906 wurde der Gebrauch der färöischen Sprache
als Unterrichts- und äußerer Amtssprache beseitigt, die Verwendung färöi-
scher Ortsnamen untersagt. Diese Entwicklung war nur allmählich und hatte
ihren Ausgang im Kieler Frieden von 1814 genommen, in welchem nach

Trennung Dänemarks von Norwegen die Färöer, Island und Grönland bei

Dänemark verblieben. Bis 1709 hatte die (protestantische)- färöische Volks-
kirche dem norwegischen Bistum Bergen unterstanden und kam dann zu

Seeland, worauf das färöische Kirchenritual beseitigt wurde. 1930 wurde es

wieder eingeführt 9).
Im Jahre 1856 wurde der Monopolhandel abgeschafft und der Freihandel

eingeführt 10). Wurde den Färöern dadurch auch die Welt wirtschaftlich zu-

8) Alle seit 1687 vom Lagting erlassenen Gesetze sind enthalten in der in dieser Art
wohl einzigartigen Sammlung-. Edward M i t e n s Färösk Lovsamling -1953, Love

-,
1687

og administrative bestemmelser saerligt gxldende for Fxroerne, T6rshavn 1953; vgl. V e i -

t er, a. a. 0., S. 234.

9) Die römisch-katholische Kirche erhielt auf den Färöern schon erheblich früher wieder

Bewegungsfreiheit und hat heute eine Pfarre mit Sitz T6rshavn, die zum Bistum Kopen-
hagen gehört und ungefähr 300 Katholiken zählt. Ein großes Franziskanerinnenkloster mit

30 Ordensschwestern ist Mittelpunkt zahlreicher Schulen. Die protestantische Volkskirche
hat insgesamt 11 Seelsorgebezirke - prestagj&apos;ald -, und selbst in den kleinsten Wellern, hier

bygd genannt, gibt es eine Kirche, -vgl. Theodor V e i t e r, Die. Färinger und ihr Reich-

tum, Rheinischer Merkur 1958, Nr. 41.

10) Über die Geschichte der Wirtschaftsentwicklung der Färöer seither gibt es eine aus-

gezeichnete, mit zahlreichen Tabellen ausgestattete Buchpublikation Foroyar u.ndir frium
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gänglich gemacht, so brachte der Freihandel, da nicht auch zugleich einenatio-
inale Autonomie, gewährt war, doch erhebliche Gefahren mit sich, vor allem

einen Verfall der färöischen Sprache und Volkskultur. Die alte, Bauerngesell-
schaft wurde aufgelöst, eine neue, auf Fischfang und Handel gestellte Wirt-

schaftsgesellschaft entwickelte sich. Agrarrechtliche Verhältnisse (Aufsplitte-
rung des ohnehin geringen landwirtschaftlich nutzbaren Bodens durch Erb-

teilung nach dänischem Zivilrecht mit oft weit auseinander liegendem Besitz

von bis zu 250 Grundparzellen pro Eigentümer von je nur wenigen qm

Fläche) wirkten sich weiterhin ungunstig aus. Nur.die sog. Königsbauern
konnten und können ihren Besitz, zusammenhalten, der auf alte Lehensver-

hältnisse, ursprünglich gegenüber der Kirche, später gegenüber dem König,
zurückgeht, kein individuelles Eigentum darstellt und weder belehnbar noch

ing (einige Schafe oder deren G
I

pfändbar ist. Der Lehenszins ist ger egenwert

jährlich).

2.1Die Autonomiebestrebungen des 20. Jahrhunderts bis 1948 1

:I

Aus dieser Entwicklung resultierte ein Aufleben der Bestrebungen, die

frühere Selbstverwaltung wiederzuer.langen und womöglich noch mehr. Im

Jahre 1890 entstand der national-färöische Verein Föroyingafelag und
mit ihm die Selbstverwaltungspartei (sjalvst unter der Leitung desy

Königsbauern von Kirkjubour, Joannes P a t u r s s o n des eigentlichen
lbstver-Promotors der fär. Autonomiebestrebungen. Erst 1906 trat diese Se

waltungspartei offen hervor. Sie strebte nur eine Art local government im I.

britischen Rechtssinn an, also keine Lösung von Dänemark. Sie setzte sich

damit aber in Widerspruch zu der ebenfalls zu dieser Zeit auftretenden Sam-

band-Partei (Unionpartei), die zwar keineswegs dänisch fühlte, aber aus

wirtschaftspolitischen Gründen, für eine enge Union mit Dänemark eintrat.

Beide Parteien waren etwa gleich groß. Eine Erweiterung der Rechte des,

Lagtings strebten beide an, wobei die Selbstverwaltungspartei besonders

auch dagegen Stellung nahm, daß im (unverändert nur beratend &apos;tätigen)
Lagting der Amtmann und der Propst (beides Dänen) Virilstimmen inne-

hatten. Rund zwanzig Jahre lang bekämpften sich diese beiden Parteien, was
sich vor allem auf sozialpolitischem Gebiet für die Färöer nicht günstig aus-

gewirkt hat. 1925 wurde eine Wirtschafts- und Gewerbepartei.unter Thor-

stein P e t e r s e n gegründet, die keine sonderlichen Erfolge erzielte und

vorwiegend Reeder und Kaufleute als Mitglieder zählte; sie war ziemlich

betont autonomiefreundlich. 1939 vereinigte sie sich mit der Selbstverwal-

handli i loo är (with a summary in english), herausgegeben von der fär. Landesregierung
und der fär. Handelskammer durch Johann K. J c, e n s e n Arnbjorn M o r t e n s e n

und Poul P e t e r s e n in T6rshavn 1955.
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tungspartei zur Volkspartei (Folkaflokkurin, Folkeflokken), die sich zeit-

weise auch radikale Autonomiepartei nannte. Sie übernahm auch das natio-

nale Selbstverwaltungsprogramm der Selbstverwaltungspartei von, 1930.

Punkt 1 dieses staatsrechtlichen Programms.lautete: Als besondere Nation

haben die Färinger das Recht, für die Färöer zu walten 11.). Da die Volks-

partei wohl ein radikales Autonomieprogramm, nicht aber die gänzliche
Lösung von Dänemark und Errichtung eines eigenen färöischen Staates an-

strebte, gründete Joannes P a t u r s s o n 1940 eine eigene Partei (Alte
Selbstverwaltungspartei, sjalvst gamle selvstyre). Aus Anfängen aus demy

Jahre 1925 wurde 1928 auch eine sozialdemokratische Partei gegründet
(javna socialdeinokratiet), die anfänglich den nationalen färöi-

schen Intentionen ablehnend gegenüberstand, später aber diese unterstützte,
insbesondere.die Ansprüche auf Anerkennung der färöischen Sprache und

Flagge 12). Ohne die Sozialdemokraten hätten die Färöer nie die Autonomie

erlangt.
Am 12. April, 1940 besetzten britische Streitkräfte zufolge der deutschen

Besetzung Dänemarks die Färöer. Diese blieben jedoch von nennenswerten

Kriegshandlungen verschont. Erstmals seit 1816 erhielten die Färöer aus der

Hand der britischen Besatzungsmacht wieder ein Lagting mit gesetzgebender
Gewalt. Doch bedurften die Gesetze zu ihrer Rechtswirksamkeit der Zustim-

mung des britischen governors. Das Lagting wählte auch eine provisorische
Regierung, die ihrerseits durch den seit 1933 in Torshavn tätigen dänischen

Rechtsanwalt Husted A n d e r s e n 11) in London vertreten war. Sie be-

stand aus drei Mitgliedern. Der 1938 beschlossene Fünfjahresplan einer wirt-

schaftlichen Zusammenarbeit mit Dänemark, der die unverändert schlechten

Wirtschaftsverhältnisse bessern sollte, konnte zwar nun nicht durchgeführt
werden, hingegen nahmen die Färöer durch den nun aufblühenden Handel

mit Großbritannien (Fischausfuhr) einen gewaltigen wirtschaftlichen Auf-

schwung, der auch der Autonomiepartei (Volkspartei) großen Auftrieb gab.

11) P a t u r s s o n Die Färöerfrage, S. 65.

12) Die färöische Nationalflagge ist das skandinavische (von Dänemark, der ältesten

Monarchie Europas, und seinem Danebrog hergeleitete) Kreuz, unter Umkehrung der nor-

wegischen Farben, und zeigt rote Kreuzbalken mit blauer Umrandung auf weißem Grund.

Sie wurde erst 1918 von nationalen färöischen Studenten entworfen, ist heute aber mit

Ausnahme dänischer Regierungsgebäude und -schiffe praktisch die einzige, die verwendet

wird. Seerechtlich gesehen gilt die färZ5ische Flagge als jene einer eigenen färöischen Schiffs-

nationalität; unter ihr laufende Schiffe gelten in diesem Sinn also nicht als dänische.

13) Heute österreichischer Generalkonsul in Kopenhagen. Für wertvolle Mitteilungen
sei ihm und dem Generalsekretär FUEV, Kopenhagen, Herrn Ministerialrat Dr. PovI

Skadegard und der Vizegeneralsekretärin Frau Jytte Skadegard sowie dent färöischen Land-

tagsvizepräsidenten der Wahlperiode 1954-58, Mittelschullehrer i. R. Richard Long, Urs-

havn, hier herzlichst gedankt.
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Das Lagting lehnte aber einen Antrag auf Errichtung eines autonomen Glied-

staates ab, nachdem die Engländer erklärt hatten, daß sie als Besatzungs-
macht keine endgültigen Maßnahmen wünschten, man solle zuwarten, bis die

Färöer mit Dänemark wieder frei verhandeln könnten 14). Wohl aber haben
sie gleich nach ihrem Einmarsch die färöische Flagge anerkannt. Schon un-

mittelbar nach Kriegsende 1945 verließen sie die*Inseln wieder.

Mit Ausnahme der gegen die Autonomiebestrebungen eingestellten Sam-

bandpartei waren alle Parteien 1945 für die Aufnahme von Verhandlungen
mit Dänemark zwecks Schaffung einer Autonomie oder sonst einer Lockerung
der Beziehungen zu Dänemark 15) Auf Vorschlag von Husted A 1 d e r s n

wurde eine Volksabstimmung erwirkt, die in Übereinstimmung zwischen der
dän. Regierung und dem Lagting auf 14. September 1946 angesetzt wurde.
Die mit&apos;ja oder nein zu beantwortende Frage ging dahin, ob die ausgearbei-
tete neue Verfassung angenommen oder abgelehnt werde. Diese in mühseligen
Verhandlungen entworfene Verfassung sah eine eher begrenzte färöische

Selbstverwaltung vor und wurde nur von der Sambandpartel als ausreichend

angesehen, die übrigen Parteien fanden sie völlig unzureichend. Die Wahl-

war gering. 5656 32,84 &apos;Yo der Stimmberechtigten stimmten

mit nein und 5490 31,90 7o mit ja. Die Volkspartei bezeichnete das

Abstimmungsergebnis als den Entschluß der Färöer, sich von Dänemark

gänzlich zu lösen und einen völlig unabhängigen Staat zu bilden (wie, Island,
mit dem die Färinger enge Konnuptialbindungen wie auch kulturelle und
wirtschaftliche Beziehungen unterhalten, kurz zuvor). Die Sozialdemokraten

&apos;berech-erblickten in dem Abstimmungsergebnis nur den Wunsch der StimM

tigten nach einer anderen Verfassung mit weitergehenden autonomen Rech-

ten der Inseln. Die dänische Regierung fand, nicht mit Unrecht, das Wahl-

ergebnis unklar. Sie löste, was ihr von den Republikanern als Rechtsbruch

ausgelegt wird, das Lagting auf und schrieb Neuwahlen aus.

14) Die Volkspartei (F61kaflokkurin) unterbreitete dem Logting am 7. 9. 1943 ein Auto-

nomiegesetz (st abgedruckt in Lagtingstidende 1943, S. 171-200, doch stimmten

trotz verschiedenen Anderungsvorschlägen nur 12 von 25 Logtingsabgeordneten für das

Gesetz, das damit gefallen war, da man absolute Mehrheit für erforderlich ansah eine ver-

fassungsrechtliche Kompetenz zu einem derartigen Beschluß hatte das Logting nicht). Über
die Rechtsstellung der Firöer während der britischen Besetzung mit Wiedergabe der Erklä-

rungen Winston Churchiffs im britischen Unterhaus vom 11. 4. 1940, des britischen Konsuls

in T6rshavn vom 3. 5. 1940 und weitere britische Erklärungen aus dem Monaten Juli und

August 1943 (im hier angeführten Sinne) vgl. Eidern M ü 11 e r, De fern lange ir, (Die
fünf langen Jahre), Kopenhagen 1948, S. 1395-1412.

1.5) Die Mandatverteilung im Lagting war 1945 folgende: F61kaflokkurin 11, Samband

6, Sozialdemokraten 6; vgl. hierzu Niels E 1 k a e r - H a n s e n (derzeit Rigsombudsmand
in T6rshavn), Den Politiske og Okonomiske Udvikling pä,Fxroerne efter Befrielgen 1945,
T6rshavn (als Manuskript vervielfältigt) Mai 1958.
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Das Ergebnis dieser Neuwahlen war keineswegs so, daß Anlaß bestanden

hätte, noch einmal eine Volksabstimmung über eine gänzliche Loslösung der
Färöer aus dem dänischen Staatsverbande anzuordnen, nämlich: Folkaflok-
kurin 8, Samband 6, Sozialdemokraten 4 und Alte Selbständigkeitspartei 2.

Damit war allerdings auch klargestellt, daß weitere Verhandlungen ein

neues Autonomie-Verfassungsstatut, mit weitergehenden autonomen Rech-

ten, zweckmäßig sein würden. Diese Verhandlungen führten. dank der zahl-
reichen Vorentwürfe von Husted A n d e r s e n die bisher leider nicht
veröffentlicht sind, zu einer Einigung zwischen der dänischen Regierung und
den Vertretern der drei großen färöischen Parteien über ein Autonomiestatut,
jenes, das im- dänischen Gesetz vom 27. März 1948 Rechtskraft erlangte und
heute die Rechtsgrundlage der färöischen Autonomie ist.

IL Das Autonomiegesetz
(Heimast Foroya, Fceröernes Hjemmestyre)

1. Die Gesetzesformalten

Das Autonomiegesetz ist als dänisches Gesetz (Lov) Nr. 137 am 23. März

1948 16) erlassen worden, nachdem übereinstimmende Gesetzesbeschlüsse des
dänischen Reichstags und des färöischen Lagting (Logting) vorangegangen
waren. Die Kundmachung erfolgte durch den König, der auch das Staats-

oberhaupt der Färöer deshalb ist, weil diese zum Königreich Dänemark ge-
hören. Sie wurde auch im färöischen Kundmachungsblatt (Fxröernes Kund-

görelsessamling) 1948 unter Nr. 11, jedoch ohne Datum, verlautbart 17).

16) Deutsche Übersetzung Siehe unten S. 264 ff.

17) Dieses Kundmachungsblatt wurde 1940 unter der britischen Besetzung eingeführt
und war, wie schon aus seinem Titel in dän. Sprache ersichtlich, als Gesetz- und Verord-

nungsblatt der dän. Regierung für die Färöer gedacht. Der amtliche dän. Text stand an

erster Stelle (linke Spalte), die fär. nicht authentische Übersetzung daneben. Das gilt auch
noch für das AutG, mit dem dieses Kundmachungsblatt zu bestehen aufhörte. An seine
Stelle trat mit 1. 4. 1948 (Inkrafttreten des AutG) die Foroya Kunngerbarsavn, eine all-

jährlich einmal vom Sekretariat der Landesregierung in T6rshavn herausgegebe-ne offizielle

Sammlung der fär. Logtinggesetze mit den dazugehörigen Verordnungen. Die für das
Inkrafttreten auf den Färöern erforderliche Kundmachung (dän. Gesetz Nr. 51 vom 1. 4.

1891, das weitergilt) erfolgt im offiziellen Kundmachungsblatt Dlmmaladtting&lt; sowohl für
fär. Logtinggesetze wie für dän. Reichsgesetze, die auf den Färöern in Kraft gesetzt werden
sollen (entspricht der Lov- og Ministerialtidende für die Inkraftsetzung von dän. Gesetzen
und Rechtsverordnungen in Dänemark). Im Foroya Kunnger5arsavn veröffentlichte Ge-
setze und Verordnungen sind zuerst in fhr. Spraclie und in der rechten Spalte, also an zwei-

ter Stelle, wenn überhaupt, auch in dän. Übersetzung veröffentlicht (Verwaltungsverord-
nun-,en sind z. T. nur in fär. Sprache kundgemacht). Die Buchstaben ö und o sind teilweise
abwechselnd gebraucht (also Föroyar oder Foroyar o. ä.). Lagting g e s e t z e m ü s s e nZ,

gemäß FG Nr. 1 vom 13. 5. 1948 (Art. 3 Abs. 2) sowohl in Färölsch wie in Dänisdi verlaut-
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Durch die Kundmachung unter Nr. 137 in der dänischen Gesetzsammlung
ist an und für sich alles erfolgt, was zum Inkraftsetzen des AutG formell

erforderlich war.

Da das Logting (dänisch Lagting) dem Gesetz zuvor zugestimmt hatte,
muß es auch für die Färinger verbindlich sein. Irgendein Anspruch auf eine

Volksabstimmung hat verfassungsrechtlich nicht bestanden. Die Volks-

abst.immung vom 14. September 1946 konnte ihrer Fragestellung nach nur

dem damaligen Gesetzentwurf gelten, der verworfen wurde. Damit war es

in das Belieben des dänischen Gesetzgebers gestellt, wie er für ein neues Auto-

nomiegesetz die - selbstverständlich notwendige - Zustimmung der Färinger
herbeiführen, wollte, ob durch Plebiszit oder repräsentativ. Das AutG ist

also zweifellos rechtsgültig zustande gekommen.

2. Die Konstituierung des färöischen Volkes als autonomer Verband

Nach der Umschreibung in Präambel und § 1 des AutG handelt es sich

zwar um eine Territorialautonomie, zumal auch Personen, die ethnisch nicht

Färinger sind, sofern sie nur die dänische Staatsangehörigkeit besitzen und

auf Foroyar das Heimatrecht haben (§ 10 AutG), im Sinne des (dän.) Wahl-.

gesetzes für die Lagtingswahlen vom 28. März 1923, Nr. 124, in Verbindung
mit dem LogtingslOg über die Wahl in das Foroya Logting (FG Nr. 4 vom

14. Mai, 1948), das aktive und passive Wahlrecht ausüben können. Doch

wird durch das Gesetz zweifellos ein rechtspersönlicher, autonomer Verband
der Färinger als ethnische Gruppe (Volksgruppe im Sinne des Modernen

Volksgruppenrechts) geschaffen, wobei zudem die Gemeinden bei Verleihung
des Heimatrechts es in der Hand haben, andere als Färinger von der politi-
schen Willensbildung auf den Inseln auszuschließen. Wenn man von den

ganz wenigen, leider der Vergangenheit angehörenden Verwirklichungen des

autonomen nationalen Verbandes nationaler Minderheiten in der Zwischen-

kriegszeit absieht&quot;&apos;), handelt es sich hier um die erste, zudem bisher vollauf

geglückte, weil von der Mehrheit des dänischen Volks respektierte u.mfäng-
liche VerbandspersOnlichkeit einer nationalen Minderheit..

Aus Präambel und 5 1 AutG ergibt sich nicht minder klar, daß diese

bart werden; beide Texte sind gleich authentisch. Rechtsverordnungen und Erlasse sind in

Färöisch als authentischem Text verlautbart. - Die von Edward M i t e n s herausgegebene
Sammlung Fxrosk Lovsamling 1687-1953 (dän.) bzw. Foroytsk L6gsavn (fär.) ist eine

private, nicht über 1953 hinaus geführte Sammlung aller Gesetze, die seit 1687 erlassen wur-

den und 1953 noch auf den Färöern gültig waren, wobei nicht der gesamte authent&apos;ische Text
aller Logtinggesetze darin zu finden ist, da manche Logtinggesetze in andere :oder dän.

Reichsgesetze eingearbeitet sind. Dän. Reichsgesetze enthält die Sammlung nur so weit, als
sie für die Färöer von Bedeutung sind.

18) Sie sind vollständig aufgezählt bei V e i t e r, Nationale Autonomie, Wien 1938.
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Autonomie innerhalb des dänischen, Staatsverbandes und der Reichseinheit

gewährt ist, daß also im Zweifelsfalle die Reichseinheit vorgeht. Demgemäß
sind die Kompetenzen des autonomen Verbandes enumerativ, aufgezählt;
was im AutG nicht aufgezählt ist, fällt unter die Reichskompetenz. In § 6

wird dies abgeschwächt dahin formuliert, daß die nicht aufgezählten Ange-
legenheiten (Anliegen, mal, Anliggender) als,gemeinsame Anliegen des Rei-

ches von den Reichsbehörden wahrgenommen werden.

Den Färöern als autonomem Verband und Gebiet werden entsprechende
Organe gegeben, nämlich das Logting (Lagting, vergleichbar einem Landtag
in der,BgD oder in Österreich) als Organ der Gesetzgebung und dieLandes-
regierung, (Landsseri5, Landsstyre) als Organ der Vollzugsgewalt. Die Ge-

,tichtsbarkeit ist dänisch geblieben 19).

3. Die färöischen Sonderanliegen

Die Färöer haben das Recht, ohne ein weiteres Einvernehmen mit den däni-

schen Reichsbehörden durch Logtingsbeschluß (log Gesetz) die in Liste A

zum, AutG angeführten Kompetenzen (Sonderanliegen, F6roysk Sermal,
Fxröske Sxranliggender) in eigene Gesetzgebung und Vollziehung zu neh-

men.Nach§2AutGmußdieautonomeVe
Sonderanliegen verbundenen Ausgaben übernehmen. Sie ist zur übernahme
der Sonderanliegen verpflichtet, wenn die Reichsbehörden dies für einzelne
oder alle in Liste A angeführten Sachgebiete verlangen. Bisher haben die

Reichsbehörden ein solches Begehren nicht gestellt, weshalb die autonome

Verwaltung bisher nur jene Sonderanliegen und in einigen Fällen selbst diese

nur in Teilbereichen eines Sonderanliegens übernommen hat, deren Ober-
nahme entweder für die Erhaltung des ethnischen Charakters der Färöer und
die volkspolitische, eigenständige Entwicklung unerläßlich oder deren Aus-

gaben tragbar zu sein schienen. Das führt praktisch dazu, daß Dänemark
z. T. erhebliche Mittel für Angelegenheiten beistellt, die als Sonderanliegen
übernommen werden können.

Die in der Liste A niedergelegten Sonderanliegen sind zu unterscheiden
von jenen der Liste B, was das Verfahren anlangt. Während die Sonder-
anliegen der Liste A jederzeit von den Färöern auch ohne weitere Zustim-

mung Dänemarks übernommen werden können, wobei dies sogar in der

19) Das Bezirksgericht (Amtsgericht) T6rshavn ist mit einem dän. Richter besetzt.
Rechtsmittel gegen seine Urteile und Beschlüsse gehen an das Oestl. Landgericht in Kopen-
hagen, das jedoch auch Gerichtstage auf den Färöern hält. Soweit eine dritte Instanz ange-
rufen werden kann, ist diese das Oberste Gericht in Kopenhagen. Zivil- und Strafrecht sind
dänisch, doch bringt die Durchführung des AutG in zunehmendem Maße auch eigenes fär.
Recht, z. B. im Grundbuchwesen.
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Form einer Teilübernahme innerhalb eines Sonderanliegens nach bisheriger
Übung erfolgen kann (aus dem AutG selbst ist eine solche Teilung nicht zu

entnehmen, da sie doch als einseitige Belastung&apos; eines Vertragspartners sich
auswirken kann), muß man die Sonderanliegen der Liste B als Paktiert
bezeichnen.

Nach 5 3 AutG ist näher zu vereinbaren, ob und in welchem Umfang die
in der Liste B der Anlage zum AutG aufgeführten Sachgebiete der fät Lokal-

verwaltung überlassen werden sollen. Es handelt sich bei diesen ;Sonder-
anliegen also um Kompetenzen, deren Regelung ähnlich ist den so.g..,paktier-
ten Gesetzen nach Art. 14 des österreichischen Bundesverfassungsgeseties
(bzw. § 42 des übergangsgesetzes 1920 in der Fassung des übergangsgesetzes
1929), wonach bei den dort angeführten Kompetenzen (Schul- und Bildungs-
wesen) nur ein sowohl vom Bundesgesetzgeber wie vom Landesgesetzgeber

- gleichlautend beschlossenes (paktiertes) Gesetz erst die Materie rechtswirk-
sam regelt.

4. Der Aufbau der autonomen Verwaltung

Die Färöer haben alle im Rahmen ihrer Autonomie erforderlichen Be-

schlüsse gefaßt und auf den Gebieten der Sonderanliegen eine eigene Ver-

waltung durch FG eingerichtet, wobei sie diese Maßnahmen mit&apos;größter
Beschleunigung trafen 20) Diese Verwaltung, die sich selbstverständlich nicht

auf Exekutive im herkömmlichen Sinn beschränkt, gipfelt im Logting (Lag-
ting, Landtag).

Das L o g t i n g 21) als Legislativorgan wird von den wahlberechtigten
Männern und Frauen nach den Grundsätzen des allgemeinen, gleichen&quot; direk-
ten und geheimen Wahlrechts gewählt.,Es kann im allgemeinen Gesetze nur

beschl&apos;ießen, wenn sie zuvor von der Landesregierung behandelt und ihm zur

Beschlußfassung vorgelegt worden, sind (§ 6 Abs. 1 DurchfG zum. AutG).
I Das Logting hat aber ein Recht zur Gesetzesinitiative. Das Logti ist zu

seiner ordentlichen Session auf den St. Olavstag (29. Juli) vom lo;gmAur
einzuberufen, wenn dies ein Sonntag ist, auf den folgenden Werktag. Er hat

ferner das Recht, das Logting zu außerordentlichen Sitzungen einzuberufen

(§ 7 FG Nr. 1/1948). Diese sind öffentlich, außer das Ting beschließt aus-

20) FG Nr. 1 vom 13. 5. 1948 über die Verwaltung der Färöer in Sonderanliegen (Durch-
führungsgesetz zum AutG). FG Nr. 2 vom 13. 5. 1948 über die Verwaltung der, Färöer.
FG Nr. 4 vom 14. 5. 1948 über die Wahl des Logting mit Rechtsverordnung Nr.:249 vom

24. 6. 1949. FG Nr. 12 vom 28. 3. 1949 über das fär. Finanzamt (Gjaldstovan, Oppeborsels-
kontoret). Vgl. hierzu die vom dän. Staatsministerium (Statsministerlet) herausgegebene
Obersicht.- Oversigt over de af Fxroernes hjemmestyre som sxranliggender overtagri sagom-
räder, KoPenhagen, Slotsholmsgade 10, Februar 1958. Ergänzungen hierzu bis März 1959
wurden dankenswerterweise gegeben von Herrn P. Skadegard.

21) Dän-. Gesetz Nr. 124 vom 28. 4. 1923 über das Logting der Färöer mit Anderungen.
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nahmsweise geheime Beratung. Der logmabur kann die ordentliche Session
_

unterbrechen, jedoch längstens auf zwei Monate. jedes Landtagsmitglied, ist

berechtigt,jedesöffentlicheAnliegenyordasPlenurnzubringenoderzuver
langen,daßesderLande
seinen Mitgliedern, deren Zahl mindestens 20, höchstens 30 beträgt, auch
Ausschüsse (nevndir, Kommissioner) einsetzen, die die Gesetzesvorlagen zu

behandeln haben. Im Plenum wird mit Stimmenmehrheit Beschluß gefaßt.
Diese Beschlüssie heißen Logtinggesetze (logtingslOgi.r, Lagtingsl.Ove) und

:,werdenvomlogma
dürfen sie der Unterschrift des logma5ur und eines weiteren Mitgliedes der
Landesregierung.

Das Logting wählt aus seiner Mitte seinen Präsidenten (früher,- noch im

FG Nr. 1/1948 - auf färöisch: formann, jetzt: formabur genannt, dän.: For-
mand), einen Vizepräsidenten (naestiormann, jetzt nxstiormabur, dän.:

Nstiormand) und den Schriftführer (,skrivarar) auf die Dauer der (vier,
jährigen) Legislaturperiode. Diese kann&apos;durch Auflösung, vorzeitig enden.

Die Auflösung erfolgt durch den&apos;Iogmaäur, wenn der Landtag einen Auf-

lösungsbeschluß gefaßt hat.

Weder der König noch die dän. Regierung haben ein Recht, das Logting:
aufzulösen oder Neuwahlen auszuschreiben. Auch ein diesbezügliches Not-

recht gibt es nicht. Allerdings ist die Entschließungsfreiheit des Logting nur

dadurch garantiert, daß die Selbstverwaltung der Färöer in einem Gesetz

eingerichtet wurde, das seinerseits wiederum als ein paktiertes Gesetz Däne-

marks und der Färöer bezeichnet werden muß und also seinem verfassungs-
rechtlichen Sinne nach nicht einseitig abänderbar ist. Über den besonderen

Verfassungsschutz zum Inhalt der Autonomie siehe unten zu 11.

Eine klare Abgrenzung der Kompetenzen, zu welchen nicht die Landes-

regierung mit Verordnung (Rechtsverordnung) Normen erlassen kann, son-

dern das Logting ein FG erlassen muß, ist nicht getroffen. Allerdings ist für

einzelne Fragen normativ bestimmt, daß nur ein FG die Materie regeln kann.
Das gilt vor allem von der Ausübung der Budgethoheit durch das alljährliche
Finanzgesetz. Die Budgethoheit gehört zu den wichtigsten Sonderanliegen
der Liste A (Ziffer 7) 22).

22) Soweit das fär. Finanzamt, das mit FG Nr. 12 vom 28. 3. 1949 eingerichtet wurde,
auch. über dän. Staatsmittel verfügt und abrechnet, unterliegen solche Abrechnungen einem

eigenen Übereinkommen zwischen Dänemark und der fär. Landesregierung vom 18. 1. 1957;
nur im Foroya Kunngerbarsavn unter Nr. 4 kundgemacht, nicht auch im dän. Gesetzblatt.
Hierbei handelt es sich um einen typischen Fall einer Vereinbarung aus der Übernahme von

sog. Gemeinsamen Anliegen. - Die Einnahmen der Färöer setzen sich zusanunen aus Steuern

(rund 55 &apos;/v) und Zöllen (rund 45 %). Die Färöer sind ein eigenes Zollgebiet. Die Ein-
nahmensumme beträgt im Durchschnitt der letzten Jahre bei 14 Mill. fär. K und deckte die

Ausgaben nicht immer.
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Was zur Zuständigkeit des Logting und zu jener der Landesregierung
gehört, ist auf jeden Fall aber durch ein Logtinggesetz zu regeln, wenn es

sich um wichtigere Angelegenheiten handelt 6 DurchfG zum AutG). Das
AutG selbst stellt keine diesbezüglichen Normen auf und überläßt es der fär.

Selbstverwaltung (fär. beimatst &quot;rib, dän. Hiemmestyre), die sich aus demy

gesetzgebenden Organ (Logting) und der Exekutive (landsstyriä) zusammen-
setzt, die Kompetenzen aufzuteilen. -

Neben der Landesregierung, die an sich die Gesetzentwürfe auszuarbeiten

hat, hat auch jedes Logtingmitglied das Recht, Gesetzentwürfe einzubringen
(Art. 27 DurchfG zum AutG), wovon ausgiebig Gebrauch gemacht wird.

Die Exekutive liegt in der Hand der vom Logting gewählten L a n d e s -

r e g i e r u n g (landsstri Landsstyre). Diese wird vom Logting auf diey
Dauer von dessen Wahlperiode (vier Jahre) gewählt und besteht aus dem
Vorsitzenden (logmabur, Lagmand) und zwei oder mehreren Landesregie-
rungsmitgliedern (landsstyrismai5ur). Den logmAur wählt der Landtag, die

übrigen Mitglieder (derzeit und bisher stets: zwei) werden vom logmabur
nach den Koalitionsverhandlungsergebnissen der die Regierungsmehrheit
bildenden Parteien vorgeschlagen 23). Wählbar ist Jeder, der in den Landtag
gewählt werden kann. Auch die übrigen Regierungsmitglieder werden vom

Landtag gewählt. Bei Ausscheiden eines Mitgliedes wird nur eine Ergän-
zungswahl für den Rest der Funktionsperiode vorgenommen. Innerhalb der

Landesregierung besteht das Ressortprinzip 24) Das Finanzressort steht dem

logmaeur zu.

Ober die Sitzungen der Landesregierung wird ein Protokoll geführt,
wobei jedes Mitglied seine Abstimmung eintragen lassen muß. Die Beschlüsse
werden, wie im Logting, mit einfacher Mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleich-

23) FG Nr. 2 vom 13. 5. 1948. Wahlalter ist das vollendete 21. Lebensjahr ebenso wie
für das Logting auch für den logmabur (gewisse gerichtliche und Ehrenstrafen sind Wahl-
ausschlußgründe).

24) Die Parteienentwicklung ist seit Bestehen des AutG folgende: Wahl 1950: F61kaflok-
kurin 8, Samband 7, Sozialdemokraten 6, Alte Sjalvst (Gamle Selvstyreparti) 2, Repu-
blikaner (tj65veldisflokkurin) 2 Landtagsmandate. Wahl 1954: F61kaflokkurin 6, Samband
7, Sozialdemokraten 5, Alte Sjalvst 2, tj6dveldisflokkurin 6, Unabhängige Fortschritts-
partei (framburb) 1 (Dir. Kiartan Mohr). Wahl vom 8. 11. 1958: Sozialdemokraten 8,
Samband 7, ti65veldisflokkurin 7, F61kaflokkurin 5, Alte Sjalvst 2, Liste Dir. Kjartan
Mohr 1, vgl. hierzu: Eiden M ü 11 e r, T6rshavn, in Flensborg Avis, Flensburg, Nr. 257

vom 4. 11. 1958 und den Wahlbericht in Polltiken, Kopenhagen, vom 10. 11. 1958. Die
frühere Regierungskoalltion aus Volkspartei und Sambandpartei, einem Parteilosen und
der Alten Selbstverwaltungspartei (gamle sialvst ist nunmehr geändert (Wahl der Lan-

desregierung durch das Logting am 9. 1. 1959); sie besteht nunmehr aus den Sozialdemokra-

ten, die auch den logrnabur stellen (Peter Mohr D a m), der Samband-Partei (Vizelagmand
Kristian D j u r h u u s der bisherige lagmand) und der Gamle Sjalvst (Niels
Winther P o u 1 s e n, der keinen Sitz im Logting hat).
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heit gibt die Stimme des loginJur den Ausschlag. Die Verordnungen der

Landesregierungen werden, im Kunng.er veröffentlicht.
Das Verhältnis zwischen Logting und Landesregierung ist, wie schon dar-

getan, nicht klar abgegrenzt. Dies wirkt sich in der Praxis zugunsten der

letzteren aus, da das Logting nur selten versammelt ist (angesichts der durch..

reißende Strömungen voneinander getrennten Inseln mit zeitweiliger Un-

passierbarkeit mancher Fjorde und Sunde und der meergebundenen Berufe
mehrerer Landtagsmitglieder ist dies natürlich). Der Mangel einer Kompe-
tenzabgrenzung hat sich bisher nicht nachteilig ausgewirkt. Würde die Landes-

regierung sich zuviele Rechte arrogieren, könnte sie vorn Logting jederzeit
mit Mißtrauensvotum gestürzt werden. Sie hat dann bis zur Neuwahl im

Amt zu bleiben, ebenso auch bei Beendigung der Funktionsperiode.des Land-

tages.

5. Autonome Kompetenzen

Zahlreiche Sonderanliegen der Liste A sind bisher von den Färöern&gt;4ber-
nommen worden. Dies erfolgte im allgemeinen mit FG, in Einzelfällen aber

durch Regierungsverordnung, was ebenfalls zeigt, daß die Kompetenzen
zwischen, Logting und landsstyri nicht scharf abgegrenzt sind. Aus Liste B

wurden nur das Rundfunkprogramm, die sog. Bodenstiftung sowie die Ein-

und Ausfuhrkontrolle übernommen.
Im wesentlichen wurden. jene Kompetenzen als Sonderanliegen aus Liste A

11 und - mit wörtlich gleichlautenden (paktierten) Gesetzen bzw. sonstigen
Vereinbarungen zwischen Dänemark und den Färoern - aus Liste.B über-

nommen, die für die ethnische Eigenständigkeit der Färinger und deren

Sicherung für die Zukunft als notwendig erachtet wurden. Dabei wurde an

die finanzielle Leistungsfähigkeit der Färöer gedacht und auf die übernahme
solcher Kompetenzen verzichtet, die unter diesem Gesichtspunkt weniger
wichtig sind. Da die finanzielle Deckung für die übernommenen,Sonder-&apos;

anliegen von den Färöern aufgebracht werden muß, sind teilweise nur weni-

ger wichtige, dafür aber kostspielige Teilkompetenzen eines bestimmten,
Sonderanliegens nicht übernommen worden. Die Färöer haben eigene Steuer-

hoheit. Alle Steuern und Zölle, ausgenommen Abgabenaus Sachgebieten,. die
weiterhin unter die Reichskompetenz fallen (wie z. B. Gerichtsgebühren,
Postgebühren einschließlich Rundfunkteilnehmergebühr. usw.), gehören, den
Färoern. Demgemäß ist als vielleicht wichtigstes Sonderanliegen (Liste A
Ziffer 6) die gesamte direkte und indirekte Besteuerung (Einkommensteuer.,
Zölle, Umsatzsteuer, Stempel in übernommenen SonderanliegensSachen,
Totoabgaben, Lotteriesteuer für die fär. Landeslotterie usw.) übernommen.

Ausgenommen ist noch die Regelung der Gemeindeabgaben, für welche noch
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(grundsätzlich) das dän. Gesetz für die Färöer vom 12. März 1923 gilt. Einen
Finanzausgleich zwischen Dänemark und den Färöern gibt es nur hinsicht-
lich der sog. Gemeinsamen Anliegen, für welche von Fall zu Fall Verhandelt
werden muß, wer die Lasten trägt und in welchem Ausmaß. Die Färöer sind
daher in der Wahrnehmung ihrer autonomen Rechte (Sonder,&apos;,inliegen) finan-
ziell nicht ernsthaft eingeschränkt, auch wenn die Zurückhaltung in der
übernahme einzelner Sonderafillegen in gewissen Fällen zweifellos taktisch-

finanzPolitische Ursachen hat.
In Zusammenhang mit diesen Erwägungen steht es auch, wenn auf Ge-

bieten, die für die wirtschaftliche Existenz der Inseln wichtig sind, wie vor

allem dem Ein- und Ausfuhrhandel, der Währungspolitik und der Fische-
rei 25) die diesbezüglichen Sonderanliegen übernommen wurden. Die Färöer

haben auch eine eigene Währung (färöische Krone), doch ist diese wertgleich
der dänischen und an diese gebunden. Der Umlauf an fär. K wird daher
über Kopenhagen geregelt und verrechnet. Eigenes Hartgeld gibt es nicht.
Fär. Banknoten gelten (FG Nr. 25 vom 24. April 1952) nur auf den Färöern
und sind nur dort gesetzliches Zahlung (logligt gialdoyra), neben
dänischen Geldzeichen.

Im Zusammenhang mit dem Fischereiwesen wurde auch das Schiffahrts-

wesen weitgehend übernommen; die Häfen wurden - offenbar der hohen
Kosten wegen - nicht übernommen, wohl aber die Hafenabgaben. Hierbei
ist vereinbart, daß das Reich 25 % der Ausgaben für Häfen, höchstens jedoch
50 7o des Betrages beisteuert, den das Logting dafür aufwendet. Auch sämt-

licheLandwirtschaftsangelegenheiten (einschließlich desRealregisters und der

Grundstücksverzeichnisse und mit der besonders wichtigen Bodenverteilung)
wurden übernommen 26) Das Grundbuchwesen wurde übernommen,- doch
ist eine Grundbuchordnung noch nicht erlassen; die diesbezüglichen Vor-

arbeiten wurden durch einen vom dän. Staatsministerium eingesetzten Real-
kreditausschuß bereits abgeschlossen. Bis zur Kundmachung der Grundbuch-

ordnung durch ein FG erfolgen Hypothekeneintragungen usw. noch durch

Urkundenhinterlegung bei Gericht.
Kulturelle Sonderanliegen wurden nur teilweise übernommen, insbeson-

25) Die Färöer sind heute wirtschaftlich ganz auf Fischfang und Schiffahrt eingestellt.
Ihre Schiffstonnage - nur Schiffe über 20 BRT - beträgt nicht weniger als 32 073 BRT

(219 Schiffe). Der Umsatz in der Fischerei stellt die Haupteinnahme der Färöer dar, wobei
die Ausfuhrerträge fast nur auf Fischereiprodukten beruhen (Gesamtproduktion an solchen
1956: 116 316 174 kg, darunter 2 448 000 kg Fischmehl). Auf die ungewöhnliche Abhängig-
keit (exceptiongl dependence) der fär. Wirtschaft von der Fischerei wird unter III des
dänisch-britischen Fischereigrenzen-Abkommens vom 19. 3. 1959 ausdrücklich hingewiesen.

26) Hierzu gehören auch Jagd und Vogelfang. Letzterer spielt an den Steilküsten eine
beachtliche wirtschaftliche Rolle: Lumme, Alk, Baßtölpel, Kormoran, Teiste, Lund. Vgl.
Alwin P e d e r s e n, Die Vogelberge des Atlantik, Bern (Paul Haupt) 1954.
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dere nicht das Schulwesen (mit Ausnahme der Volkshochschule Torshavn
und der Navigationsschule), weil der Unterricht in Färöisch durch das AutG
hinreichend gesichert, der Personal- und Sachaufwand der Schulen aber be-
deutend ist. Hingegen sind Denkmalpflege und Denkmal- sowie Heimat-
schutz übernommen (FG vom 16. September 1948), ebenso das Theater- und
Kinowesen (FG vom 13. Mal 1948), Archive, Bibliotheken und Museen, end-
lich die Programmgestaltung des RundfunkS 27).

Die Enteignung (Liste A Ziffer 16) wurde übernommen 28) nicht dagegen
das Postwesen (Beschluß des Logting vom 7. September 1948), ausgenommen
das örtliche Telefonnetz (Telefonverk logtingsins); im Gegensatz zum Für-

stentum Liechtenstein wäre von eigenen Postwertzeichen mangels Fremden-
verkehrs kein Ertrag zu erhoffen.

Für die Autonomie wichtig ist die Übernahme des Pressewesens (Hentel-
lung von Druckschriften überhaupt). Die Presse (es gibt sech,s&apos;Zeit.ungeii, die

vorwiegend mehrmals wöchentlich erscheinen) spielt eine beachtliche Rolle
im politischen und kulturellen Leben der Inseln und genießt Mangels eines

Pressegesetzes ungewöhnliche politische Freiheiten.

.6. Gemeinsame Anliegen und Mitwirkung an der dänischen Gesetzgebung
Nach 5 9 AutG ist es - was an sich selbstverständlich erscheint - auch

,möglich, daß der dänische Staat und die färöische Selbstverwaltung nach

entsprechender Verhandlung vereinbaren, in welchem Umfang auch für Ge-
meinsame Anliegen, also Reichskompetenzen, der fär. Selbstverwaltung die
Erlassung von Bestimmungen (dann als Sonderanliegen) und derenVoll-

ziehung überlassen werden.

Abgesehen von der Entsendung von zwei fär. Abgeordneten in den dän.

Reichstag (Verfassungsreform 1953) 29) sehen die 55 7 und 8 AutG auch eine
materielle Mitwirkung der Färöer an der dän. Gesetzgebung vor, um in &gt;&quot;Ge-

meinsamen Anliegen fär. Interessen zu wahren. Regierungsvorlagen, die
sich Mit Angelegenheiten befassen, die die Färöer ausschließlich berühren, dür-

27) FG Nr. 23 vom 28. 3. 1956, dazu FG Nr. 11 vom 14. 2. 1957 über den Radiobeirat

(Rundfunkausschuß) (Sendestation T6rshavn). Die Übernahme erfolgte im Rahmen der
Liste B zum AutG durch Vereinbarung zwischen der Landesregierung und der Generaldirek-
tion für das Post- und.Telegrafenwesen in Kopenhagen.

28) FG Nr. 17 vom 7.3.1957 betr. die Enteignung für Zwecke des öffentlichen Wege-
baus, weitere Enteignungsgesetze: FG Nr. 60 vom 2. 12. 1949 zugunsten von Apotheken-
bauten, FG Nr. 17 vom 7. 3. 1957 zur Anlage von Verkehrswegen aller Art im Rahmen der
Ziffer 12 der Liste A.

29) Vorher waren die Färöer nach § 14 AutG durch einen Abgeordneten im dän. Lands-

ting (l. Kammer) gern. 5 36 der dän. Verf. und zwei Abgeordnete im dän. Folketing
(2. Kammer) institutionell vertreten. jetzt heißt das dän. Parlament Folketing (Einkammer-
System).

17 7. ausl. öff. R. u. VR., Bd. 20/1-2
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fen dem Reichstag erst zur Beschlußfassung vorgelegt werden, nachdem sieder
fär. Selbstverwaltun zur Begutachtung unterbreitet worden sind, wofür ihr9
eine Frist gesetzt werden kann. Eine Sanktion für die Nichteinhaltung dieser

Bestimmung ist nicht gegeben; in zwingenden Fällen kann der Reichstag das

Gesetz auch ohne Einholung dieses Gutachtens beschließen, doch ist das Gesetz
:Zsodann möglichst bald der fär. Selbstverwaltung zur Stellungnahme u über-

senden. Auch hier besteht keine Sanktion im Falle der Nichteinhaltung.

7. Die Mitwirkung der Färäer an völkerrechtlichen Akten

Nach § 7 Abs. 2 AutG ist in gleicher Weise zu verfahren bei internationa-
len Abkommen, die die Zustimmung des dän. Reichstages erforderi,&apos;und be7
sondere fär. Interessen berühren. Das große Interesse, das die Färöer zufolge
ihrer abseitigen Insellage und, als seefahrendes Volk an Schiffahrts- und

Fischereiabkommen Dänemarks mit.,anderen Völkerrechtssubjekten haben

müssen, hat sich auch im AutG- ausgewirkt. Die,Aufnahme entsprechender Be-

stimmungen war für die Färinger geradezu eine Bedingung für ihr; Einver-

ständnis zum AutG.

Daher billigt 5 8 AutG der fär. Landesregierung auf Wunsch auch zu, daß

im dän. Außenministerium ein in färbischen Anliegen besonders sachverstän-,.
diger Beamter zur Bearbeitung der wirtschaftlichen Sonderinteressen der

Färöer auf Kosten der dän. Staatskasse bestellt wird. Desgleichen ho(t die fär.

Selbstverwaltung das Recht, daß nach Verhandlungen mit der Landesregie-
rung Färinger als Mitarbeiter den dänischen diplomatischen Vertretungen 1.11

jenen Ländern zugeteilt werden, in denen die Färöer besondereWi
interessen haben -111). Diese Kosten hat die fär. Landeskasse zu tragen. Durch

§ 8 Abs. 3 AutG wird insbesondere die Mitwirkung eines fär. Vertreters bei

Handels- und Fischereiabkommen mit dem Ausland zugesichert. Als unge-
wöhnlich Weitgehende Ermächtigung ist § 8 Abs..4 AutG anzusehen, wonach

in spezifisch fär. Angelegenheiten (z. B. Klipp- und Salzfischausfuhr) der dän.

Außenminister auf fär. Wunsch Vertreter der Selbstverwaltung beauftragen
kann, unter Mitwirkung des Außenministeriums mit ,der ausla&apos;ndischen

Regierung direkt zu verhandeln, soweit es nicht mit Reichsinteressen unver-

einbar ist. Die Verträge selbst,schließt Dänemark.

Eine derartige Ermächtigung ist bisher zu Handelsvertragsverha.ndlungen
mit Großbritannien und,Island erteilt worden (nach § 8 letzter Absatz AutG
unter Mitwirkung des Außenministeriums). Diese Verhandlungen wurden

zwischen britischen und färö,ischen 0 r g a n i s a t 10 n e n (Trawler-, Schiff-

30) Als solche kommen in Betracht, Großbritannien, Portugal, Griechenland&quot;, Brasilien,,
Island, Spanien, Bundesrepublik Deutschland.
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fahrts-. und Handelsorganisationen),geführt und betrafen Landungserleichte-
rungen und Kontingentregelungen für die Landung frischer Fische. Die ge-
troffenen Abmachungen wurden in das dänisch-britische Handelsabkommen
nicht aufgenommen. Ihre völkerrechtliche Relevanz mag umstritten sein, da
auf keiner Seite Völkerrechtssubjekte Vertragspartner waren, doch werden
sie wie internationale Abmachungen gewertet&quot;). Wohl aber traten die FärÖer
als Land mit der Republik Island in direkteVerhandlungen und schlossenAb-
kommen betreffend die Beschäftigung fär. Fischer auf isländischen Fischerei-

fahrzeugen und den Transfer der hierauf entfallend-en Arbeitsentgelte.
Da der Abschluß derartiger Abkommen (5 8 letzter Abs. AutG zielte vor,

allem auf Island ab) per delegationem erfolgt, wird daraus Dänemark be-

rechtigt und verpflichtet. Völkerrechtliche Sanktionen konnten daher nur

durch bzw. gegen Dänemark und nicht die Färöer ergriffen werden.
In der Praxis nehmen, wo immer möglich, also im Regelfalle an allen

Handelsvertragsverhandlungen, die für die Färöer von Interesse sind,
faröische Vertreter teil. Diese werden zumeist von den großen Fischhandels-
oder Schiffahrtsorganisationen gestellt und von der Landesregierung als deren
Vertreter entsandt, nachdem sie vorher genaue Weisungen erhalten haben.
Nach 5 7 Satz 1 AutG ist das Logting berufen, diese Zuständigkeiten der % 7

und 8 AutG wahrzunehmen und auszuüben. Es hat sie bisher aber stets auf
die Landesregierung (landsst ` ri5) delegiert.y

Von besonderer Wichtigkeit sind im Jahre 1958 die Verhandlungen
geworden, die zwischen verschiedenen Staaten, darunter insbesondere auch
zwischenDänemarkundGroßbritannien, zurFrage einerErweiterung der

Fischereigrenzen (im Zuge des britisch-isländischen Fischereigewässerkon-
flikts) eingeleitet wurden. Drei Vertreter des landsst nahmen im Rahmen
der dänischen Delegation an der Genfer Seerechtskonferenz im Frühjahr 195 8

teil; diese drei Delegierten vertraten sehr deutlich die offizielle These. des

Logting und des landsstrib, wonach die Fischereigrenzen von 3 auf 12 See-y
meilen erweitert werden sollen (ein gemäßigterer fär. Vorschlag ging auf
4 Seemeilen als Minimalanspruch). Auch an den zu Jahresanfang 1959 be-
endeten Verhandlungen über eine neue Nordseekonvention nahm als Mit-

glied der dän. Delegation ein Vertreter des landsserib teil. Dänisch-britische

Verhandlungen fanden 1958 32) statt zum ausschließlichen Zweck, die briti-

31) Insofern sind sie den Handelsverträgen vergleichbar, die zwischen der österreichischen
Bundeskammer der Gewerblichen Wirtschaft und der Außenhandelsorganisation der DDR

geschlossen wurden, da zwischen Osterreich und der DDR keine diplomatischen Bezie-

hungen bestehen.

32) Nach vorangegangenem Logtingbeschluß, worin die Reichsregierung zur Einleitung
solcher Verhandlungen aufgefordert wurde, und einer recht lebhaften fär. Pressekampagne
(vgl. Dagblabib, T6rshavn, Nr. 36 vom 9. 5. 1958).

http://www.zaoerv.de
© 1959/60 Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


260 Berichte und Urkunden - Staats- und Verwaltungsrecht

schen Fischereirechte in den fär. Gewässern durch einen völkerrechtlichen Ver-

trag einzuschränken. An diesen Verhandlungen nahmen zwei fär. Vertreter

teil, die unmittelbar vom Logting entsandt wurden. Die Verhandlungen
führten zu einem dänisch-britischen Übereinkommen, das am 24. Februar
1959 vorn Logting, hierauf am 19.. März 1959 vom dänischen Folketing mit

115 gegen 5 Stimmen der Kommunisten gutgeheißen 3211) und durch Noten-

austausch am 27. April 1959 in Kopenhag--en abgeschlossen wurde 3211). In die-

sem Übereinkommen erhalten die dän. wie auch die fär. Behörden das Recht,
Schiffe, die im Vereinigten Königreich registriert sind, vom Fischfang zwi-
schen der Küste der Färöer und einer Linie (sog. blaue Linie) auszuschließen,
die in einer einen Bestandteil des Abkommens bildenden Karte eingezeichnet
ist. Diese Linie verläuft im allgemeinen 6 Meilen von dieser Küstee
teilweise (westlich Sandoy, Sandö) in noch weiterer Entfernung. Zwischen
dieser Linie und einer durchweg genau 12 Seemeilen von der Ebbe-Küsten-
1,inie entfernten roten Linie dürfen britische Schiffe fischen; jedoch sind
dort bestimmte Gewässer kenntlich gemacht, in denen während bestimmter

Jahreszeiten weder dän. noch fär. noch brit. Schiffe fischen dürfen. Ziffer IV

sichert Großbritannien Meistbegünstigung zu.

Die Färöer sind, wie aus vorstehendem zu ersehen, nicht Völkerrechts-

subjekt und auch nicht originärer Vertragspartner völkerrechtlicher&apos; Verein-

barung. Wo sie selbst völkerrechtliche Verträge schließen, sind sie vom Reich
i

dazu ausdrücklich ermächtigt worden. Wäre entgegen derVorschrift des § 7

Abs. 2 AutG an dem Zustandekommen der dort an eführten Verträge kein9
Vertreter der Färöer (intern) beteiligt worden, so würde dadurch die Gültig-
keit solcher völkerrechtlicher Verträge keinesfalls berührt. Wohl aber wäre

i der Verfassungsschutz nach § 6 AutG in Anspruch zu nehmen.

8. Schutz der färöischen Sprache

Nach § 11 AutG ist die färöische Sprache als die Hauptsprache anerkannt,
jedoch soll Dänisch gut und sorgfältig gelehrt werden und kann im öffent-
lichen Amtsverkehr gleichberechtigt mit Färöisch verwendet werden. Bei Vor-

lage von Rechtsmitteln (nach-Kopenhagen) soll eine dänische Übersetzung
aller in Färöisch abgefaßten Akten mitfOlgen.

In der Praxis beginnt heute Dänisch in den Hintergrund zu treten, wird
aber mit wenigen Ausnahmen noch allgemein beherrscht. Die innere Amts-

32&apos;) Folketingets forhandlinger (Fortryk), Sp. 3835.
82b Der Wortlaut des Abkommens ist abgedruckt in englischer Sprache oben S.. 84 ff.,

nach Treaty Series No. 55 (1959), Cmnd. 776, in dänischer und englischer Sprache in Blatt
Nr. 279 der Regierungvo Folketinget 1958/59 (Forslag Nr. XI mit Folketingsbeslut-
ning betr. eine zeitlich begrenzte Regelung der Fischereigrenze der Färöer, Blatt Nr. 320).

http://www.zaoerv.de
© 1959/60 Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Die Autonomie der Färöer 261

sprache ist zunehmend das FärÖische, die äußere noch weitgehend auch das
Dänische. Rechtsmittel, die ohne dänische übersetzung vorgelegt werden,
werden behandelt, von der Oberbehörde übersetzt und erledigt. Die Erledi-
gung erfolgt allerdings meist nur in dänischer Sprache, zumal gar nicht ge-
nügend Beamte mit ausreichenden färölschen Sprachkenntnissen zur Ver-

fügung stehen (trotz einer Lehrkanzel für Färöisch an der Kopenhagener
Universität). Unterrichtssprache in den Volks- und Mittelschulen sowie Fach-
schulen ist Färöisch (Foroyska, Fxrösk), ebenso die Verhandlungssprache des
Logting und Gerichtssprache.

9. Schutz der färöischen Flagge
Die Regelung des Gebrauchs der fär. Flagge auf den Färöern und den dort

registrierten Schiffen ist zufolge § 12 AutG ein Sonderanliegen, obwohl weder
in Liste A noch Liste B aufgezählt. Die besondere fär. Flagge ist im AutG aus-

drücklich anerkannt, .edoch haben laut § 12 die dän. Reichsbehörden auf den
Färöern (ausschließlich) die dänische Flagge (Danebrog) zu führen. Den fär.

Privatpersonen und Vereinigungen steht es frei, an Land die dän. Flagge zu

gebrauchen. Fär. Schiffe setzen nur die fär. Flagge (vgl. oben Anm. 12).

10. Bürgerliche Rechte der Färinger

Nach § 10 AutG sind die Färinger zwar dänische Staatsangehörige, jedoch
ist in jedem auf den Färöern für einen Färing ausgestellten Reisepaß und bei
der Staatsangehörigkeitsbezeichnung darin nach den Worten Dänisch und
Dänemark hinzuzufügen: Foroyingur und Foroyar. Als Färing wird
angesehen, wer das dänische Staatsbürgerrecht besitzt und aUf den Färöern
das Heimatrecht hat. Die Gesetzgebung und Verwaltung kann Färinger und

Nicht-Färinger, also auch dänische Volks- und Staatsangehörige, die auf den
Färöern kein Heimatrecht haben, nur hinsichtlich der Ausübung des Wahl-
rechts unterschiedlich behandeln. Eine gezielte Unterwanderung ware auf
den Färöern seitens Dänemarks rechtlich ohne Zustimmung der Färinger un-

möglich. Auch Wahlrecht und Wählbarkeit in die Organe der fär. Lokalver-

waltung können davon abhängig gemacht werden, daß der Betreffende

Färing ist.

11. Verfassungsschutz der Autonomie

Sowohl aus dem AutG selbst wie aus späteren Vereinbarungen zwischen
den Färöern und Dänemark über weitere Sonderanliegen können sich Zweifel
darüber ergeben, ob es sich im Einzelfall um eine Zuständigkeit der fär.
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Selbstverwaltung handelt oder nicht 33). Solche Kompetenzkonflikte werden

von einem Verfassungsgericht gelOst, das aus je zwei von der dän. Regierung
und der fär. Landesregierung bestellten Mitgliedern und drei vom Präsiden-

ten des Obersten Gerichts in Kopenhagen ernannten Richtern des Obersten

Gerichts besteht, deren einer zum Vorsitzenden ernannt wird. Das Verfahren
ist so geregelt, daß die drei Obersten Richter zunächst nicht in Tätigkeit
treten. Erzielen die vier von den beiden Regierungen ernannten Ausschuß-
mitglieder Übereinstimmung, ist die Sache erledigt. Erst bei Nichteinigung
derselben wird die Sache von den drei Richtern des Obersten Gerichts ent-

schieden. Der dän. Ministerpräsident kann einen dem Ausschuß unter:breiteten
Beschluß aussetzen, bis der Ausschuß bzw. das Verfassungsgericht entschieden

hat (§ 6 AutG). Bisher wurde § 6 AutG nicht in Anspruch genommen.

III. Das Amt des Reichsbeauftragten

Mit Inkrafttreten des AutG wurde die Einrichtung des kgl. Amtmannes

für die Färöer und sein Amt aufgehoben. Am 30. März 1948 wurde die letzte
amtliche Bekanntmachung (Nr. 10 in der dän. Fxröernes KundgOrelssam-
ling) verlautbart, die noch die Unterschrift Fxrö Amt trägt. An Stelle des

Amtes des Amtmannes wurde das Amt eines Reichsbeauftragten geschaffen
15 AutG). Der Reichsbeauftragte (rikisumbobsma5ur, Rigsombu&apos;dsmand)

ist oberster Vertreter des Reichs (Königreich Dänemark) auf den Fär0ern und
Leiter der Reichsverwaltung auf, den Inseln. Er hat Zutritt zum Logting und -

kann an dessen Verhandlungen über Gemeinsame Anliegen auch mitwirken,
jedoch ohne Stimmrecht. Alle Beschlüsse des Logting und der Landesregierung
sowie sonstige von der färöischen&apos; Selbstverwaltung erlassene Bestimmungen
sollen ihm unverzügli.ch zugeleitet werden. Da die bisherigen dänischen Ge-

setze auch auf den Gebieten der Sonderanliegen weitergelten, solange keine

färöischen Vorschriften an deren Stelle erlassen wurden, tritt der Reichsbeauf-
früheren Amtmanns, als nichts an&apos;deres be-tragte insoweit in die Rechte des

stimmt wird und dies nicht zum AutG in Widerspruch steht. Als Reichsbeauf-

tragter ist er auch Vertreter der &apos;Krone. Das Amt des Reichsbeauftragten hat

derzeit noch drei zugeteilte Beamte für einzelne,Aufgabengeblete.
DemAmt des Reichsbeauftragten kommt mehr als Repräsentationscharak-

33) Fest steht, daß Außenpolitik, Justiz und Landesverteidigung keinesfalls in fär. auto-

nome Zuständigkeit fallen können. Den fär. Senderinteressen ist durch die be,reits.darge-
stellten Bestimmungen auf dem Gebiete der Mitwirkung an gewissen Verträgen mit anderen

Staaten und der Ernennung von fär. Vertretern und durch die Festlegung des Faröischen als

Amts- und Gerichtssprache vor den auf den Färöern bestehenden Gerichten R,echnung,ge-
tragen. Die Verteidigung der Färöer ist ausschließlich Sache Dänemarks. Die Färinger sind

aber von einer Wehrdienstpflicht befreit.
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ter zu, da er das für eine Reichsexekutive auf den Färöern zuständige Organ
ist. Wenn man berücksichtigt, daß das Polizeiwes.en als SOnderanliegen bisher

nicht übernommen wurde, ist diese Funktion besonders beachtlich. Als Aus-

fluß dieser Reichsexekutive (die damals aber unmittelbar durch das Reich aus-

geübt wurde) ist die Angelegenheit Dr. Halvorsen (.der Arzt von Klaksvik)
vom Jahre 1954 anzusehen. Da weder Arzte noch Krankenhäuser über-

nommene Sonderanliegen sind, das Justizwesen (einschließlich des Vollstrek-

kungswesens) aber von vornherein Reichssache ist, war das Reich, das übrigens
erst auf ausdrückliches Ersuchen von Logting und landsstyri einschritt, be-

rechtigt, einem Urteilsspruch des Ustl. Landgerichts auch durch die damals

gegen die Bevölkerung von Klaksvik eingesetzte Polizeistreitmacht Voll-

streckung zu verschaffen 34).
Im übrigen haben sich bisher für eine Reichsexekution keine Anlässe er-

geben.

1.V. Beurteilung der Autonomie der FärUr

Die fär. Autonomie ist neben derjenigen der Alandsinseln (finnisches Auto-
nomiegesetz vom 7. Mai 1920 und finnisch-schwedisches Abkommen vom

27. Juni 1921) die umfassendste nationale Autonomie in der neueren Ge-

-

schichte. Sie unterscheidet sich von der Äland-Autonomie dadurch, daß dort

grundsätzlich alle Angelegenheiten, die nicht ausdrücklich der zentralen

Staatsgewalt vorbehalten sind, der Autonomie unterfallen. Gegenüber der

Aland-Autonomie zeichnet sie sich jedoch dadurch aus, daß nicht nur ein auto-

nomes Gebiet errichtet wird, sondern die autonome Volksgruppe als auto-

nomer Verband (Volksgemeinschaft) konstituiert wird. Damit ist der

vielfach behauptete Zug der Zeit zum rein individuellen Schutz ethnischer

Gruppen (Declaration of Human Rights, Europäische Konvention zum

Schutze der Menschenrechte) und überhaupt zur Abschwächung des inter-

nationalen Schutzes nationaler Minderheiten widerlegt, wie er übrigens auch

schon durch das Gruber-de Gasperi-Abkommen über die Autonomie Südtirols

widerlegt wurde 35). Für Dänemark bestand an sich wohl kaum ein Zwang,

34) Dr. Halvorsen, ein dän. Arzt, war der Kollaboration mit dem Deutschen Roten

Kreuz während des Krieges beschuldigt worden und hatte sich in Klaksvik (auf der Insel

Bor5oy, Bordö) niederg-elassen. Das Urteil des Östl. Landgerichts ist abgedruckt in Uge-
skrift for Retsvaesen, 1956, S. 567 ff.; vgl. die Erklärungen von Staatsminister Hans H e d -

t o f t vor dem Folketing vom 3. 6.1954 in Folketingstidende 1953/54, Sp. 6165-6168, und

des Ministerpräsidenten H. C. H a n s e n vor dem Folketing vom 16.,5. 1955 (Folketings-
tidende 1954/55, Sp. 4300-4310). Der Artikel von Alfred Joachim F i s c h e r, Die Färöer

und ihre Probleme (Außenpolitik 1957, S. 186-195) behandelt diese Frage am Rande, aber

nicht in wissenschaftlich brauchbarer Weise.

35) Vgl. hierzu Theodor V e i t e r, Die Autonomie der Südtiroler im Lichte des Völ-

kerrechts der Gegenwart (FestÜhrift für K. G. Hugelmann, 1959).

http://www.zaoerv.de
© 1959/60 Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


264 Berichte und Urkunden - Staats- und Verwaltung

eine so weitgehende Autonomie zu gewähren, auch wenn man zugibt, daß
den Färingern in der Vergangenheit wichtige und notwendige Lebensrechte

vorenthalten worden waren.

Allerdings unterscheidet sich die fär. Autonomie wesentlich von allen
anderen bisher verwirklichten Aptonomien, auch jenen für die Karpato-
ukraine und für Memel nach dem ersten Weltkrieg, die sonst noch am ehesten

Vergleichsmöglichkeiten. bieten. Der Unterschied ergibt sich nicht zuletzt aus

der Tatsache, daß- die Färinger ein, eigenes Volk sind und - auch unter, Be,rück-

sichtigung näherer Verwandtschaft mit den Isländern - für sie ein Anschluß

an ein gleichnatiOnales Staatswesen nicht in Betracht kommt und ihTe Inse[L

lage lediglich die Alternative völliger staatlicher Selbstänjigkeit zuläßt. Die

nach einer solchen hin tendierenden Kräfte sind aber eherabwo-

bei Vorteilserwägungen eine bedeutende Rolle spielen mÖgen, aber äuch die

weitgehende Gewährung größter durch Dänemark allfällig berech-

tigte derartige Bestrebungen gegenstandslos machte. Die fä,röische Autonomie
kann als vorbildlich gelten, wenn man das Selbstbestimmungsrecht&apos; bejaht.

Dr. Theodor Y ei t e r

1. Sektretär des Internationalen Expertenkomitees
für Rechtsfragen in der Forschungsgesellschaft für das

Weltflüchtlingsproblem (AER/AWR)
Straßburg/Vaduz

A n h a n g

Gesetz über die Selbstverwaltung der Färöer VOM 23- März 19481)

WIR FREDERIK DER NEUNTE von Gottes Gnaden König von Därte-
mark, der Wenden und Goten, Herzog von Schleswig-Holstein, Strernam,
Ditmarschen, Lauenburg und Oldenburg, tun kund:

In Erkenntnis der So.nderstellung der Färöer in nationa-ler, historischer geo-

raphischer Hinsicht innerhalb des Reiches, hat der Reichstag in übereinstimmung
mit einem Beschluß des Logting der Färöer beschlossen und verkünden Wir. hiermit

das folgende Gesetz über die verfassungsmäßige Stellung der Färöer im Reiche:

Die Färöer sind im Rahmen dieses Gesetzes eine selbstverwaltendeVolksgemein-
schaft im dänischen Reich. Demgemats übernimmt das färöische Volk durch seine

1) Lov om Fxroernes Hjemmestyre,&lt;. Lovtidende for Kongeriget Danmark1948, Af-
deling A Nr. 137. Vom Verf. überarbeitete Obersetzung des FUEV-Dokuments 21/58.
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volksgewählte Vertretung, Logting, sowie durch eine von dieser eingesetzte Ver-

waltung, Landsstyre, innerhalb der Reichseinheit die Regelung undlenkung der
färöischen Sonderanliegen, nach Maßgabe dieses Gesetzes.

2

Die in der Anlage zu diesem Gesetz unter A aufgezählten Anliegen und Sach-
gebiete werden grundsätzlich als färöische Sonderanliegen betrachtet. Die färöische
Selbstverwaltung (die im § 1 Abs. 2 erwähnten Organe) kann entscheiden, daß alle
diese Anliegen und Sachgebiete oder einzelne von ihnen sofort der Selbstverwaltung
überlassen werden sollen mit der Wirkung, daß diese die damit verbundenen Aus-

gaben übernimmt. Mit derselben Wirkung kann die Selbstverwaltung später be-
schließen, daß Anliegen und Sachgebiete auf der Liste, die nicht sofort übernommen
werden, der Selbstverwaltung überlassen werden sollen. In gleicher Weise ist die
Selbstverwaltung verpflichtet, Anliegen und Sachgebiete, die auf der Liste aufge-
führt sind, auf Wunsch der Reichsbehörden zu übernehmen.

3

Es ist näher zu vereinbaren, ob und in welchem Umfang die auf der Liste unter B

aufgeführten Sachgebiete der färöischen Selbstverwaltung überlassen werden sollen.

4

Für die Sachgebiete, die unter die Selbstverwaltung fallen, hat diese die Befugnis
der Gesetzgebung und Verwaltung. Die vom Logting verabschiedeten und vom Prä-

sidenten des Landsstyre bestätigten Gesetze werden als Logtinggesetze bezeichnet.

5

Die Kompetenz der färöischen Behörden ist den Beschränkungen unterworfen,
die sich aus den jeweils bestehenden vertraglichen und sonstigen internationalen
Rechten und Verpflichtungen ergeben.

Den Reichsbehörden steht die Entscheidung zu über Fragen, die die Beziehungen
des Reiches zum Ausland betreffen.

6

Anliegen, die nicht laut diesem Gesetz der färöischen Selbstverwaltung über-
lassen sind, werden als Gemeinsame Anliegen des Reiches von den Reichsbehörden

wahrgenommen.
Zweifelsfragen über die Kompetenz der färöischen Selbstverwaltung gegenüber

den Reichsbehörden werden einem Ausschuß unterbreitet. Der Ausschuß besteht aus

je zwei von der Regierung und dem Landsstyre gewählten Mitgliedern sowie aus

drei vom Präsidenten des Obersten Gerichtes benannten Richtern des Obersten Ge-

richtes, von denen einer zum Vorsitzenden ernannt wird. Besteht Einigkeit zwischen
den vier von der Regierung und dem Landsstyre gewählten Mitgliedern, so ist die
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Sache damit endgültig entschieden. Andernfalls wird die Sache von den drei Rich-.

tern des Obersten Gerichtes entschieden.
Der Ministerpräsident kann einen dem Ausschuß unterbreiteten Beschluß aus-

i

setzen, bis die Entscheidung des Ausschusses vorliegt.

7

Um,sicherzustellen,daßdasLogtinginmöglichstweitemUmfangEinflußerhält
auf die Ausgestaltung von Sonderbestimmungen für die Färöer in Gesetzen, die von

den Reichsbehörden erlassen werden, sollen Regierungsvorlagen, die ausschließlich

die Färöer angehende Bestimmungen zum Inhalt haben, der färöischen Selbstver-
waltung zur Begutachtung unterbreitet werden, bevor sie dem Reichstag vorgelegt
werden. Ferner sollen Reichsgesetze über lokale färöische Belange der f4röischen

Selbstverwaltung zur Begutachtung unterbreitet werden, bevor sie&apos; auf Inseln

in Kraft treten. Im einzelnen Fall kann eine Frist gesetzt werden, innerhalb, welcher

das Gutachten der Selbstverwaltung vorliegen soll. Wenn infolge zwingender Um-
stände die hier erwähnte Vorlage nicht hat stattfinden können, soll, das Gesetz

möglichst bald der Selbstverwaltung zur Stellungnahme übersandt werden.

In gleicher Weise wird bei Verträgen und sonstigen internationalen, Abkommen

verfahren, die die Zustimmung des Reichstages erfordern und die besondere färöi-

sche Interessen berühren.

8

Wenn die färöische Selbstverwaltung es wünschen sollte,. wird nach Verhandlung
mit dem Landsst re im Außenministerium. ein Sachverständiger in ffflis An-y

liegen bestellt, derdem Ministerium bei der Bearbeitung von Fragen, die die beson-

deren Wirtschaftsinteressen der Färöer berühren, beistehen soll. Die damit verb,un-
denen Kosten werden von der Staatskasse bezahlt.

Wenn die färöische Selbstverwaltung es wünschen sollte, werden nach Verhand-

lung mit dem Landsstyre den dänischen Vertretungen in Staaten, in denen die

Färöer besondere Wirtschaftsinteressen haben, Mitarbeiter zugeteilt, die&apos;mit der
besonderen Wahrnehmung dieser Int&apos;eressen beauftragt werden. Die damit&apos;verbun

denen Kosten werdenvon den Färöern getragen.
Nach Beratung mit der färöischen Selbstverwaltung wird es dieser im einzelnen

Fall ermöglicht, bei Verhandlungen mit dem Ausland über Handels- und Fischerei-
abkommen die besonderen Interessen der Färöer zu vertreten.

Soweit es sich um spezifisch färOische Anliegen handelt, kann der Außenminister,
sofern dies nicht als unvereinbar mit den Interessen des Reiches erscheint, aufWunsch
der Selbstverwaltung Vertreter der Selbstverwaltung beauftragen, unter. Mitwir-

kung des auswärtigen Dienstes direkte Verhandlungen zu führen.

9

in welchen Fällen und in welchem Um-Nach Verhandlungen wird verein
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fangesmöglidlist,fürSachgebiete,diezudenGemeinsamenAnliegengeho
färbischen Selbstverwaltung den Erlaß näherer Bestimmungen über färßisthe Son-

deranliegen und die Übernahme der Verwaltung auf diesen Sachgebieten z.u.über-
tragen.

10

In einem auf den Färöern für einen Färing ausgestellten Reisepaß und Staats-

angehörigkeitsausweis wird hinzugefügt. Foroyingur und Foroyar nach den

Worten Dänisch und Dänemark. Als Färing wird angesehen, wer dänisches

Staatsbürgerrecht hat und auf den Färöern beheimatet ist.

Wahlrecht und Wählbarkeit zu Organen der färöischen Selbstverwaltung kön-

nen davon abhängig gemacht werden, daß der Betreffende Färing ist. Im übrigen
kann in Gesetzgebung und Verwaltung zwischen Färingern und anderen dänischen

Staatsbürgern kein Unterschied gemacht werden.

Färöisch wird als die Hauptsprache anerkannt, jedoch soll Dänisch gut und sorg-

fältig gelehrt werden, und Dänisch kann in der öffentlichkeit in gleicher Weise wie

Färöisch angewandt werden.
Bei Vorlage von Appellationssachen hat eine dänische übersetzung aller. in

Färöisch verfaßten Akten mitzufolgen.

12

Eine besondere färöische Flagge wird anerkannt. Die Reichsbehörden führen auf

den Färöern den Danebrog, auch auf Schiffen. Privatpersonen - sowohl natürliche

Personen wie Gesellschaften, Vereine und Institutionen - haben das Recht, an Land

die Reichsflagge zu führen. Regelungen betreffend die Anwendung der färölschen
Flagge *auf den Färöern sowie auf dort registrierten Schiffen sind Sonderanliegen.

13

Alle jetzt auf den Färöern geltenden Bestimmungen, die mit diesem, Gesetz im

Einklang stehen, bleiben in Kraft, bis sie von der zuständigen Behörde geändert
oder aufgehoben werden.

14

Die Färöer sind im Reichstag durch mindestens zwei Abgeordnete vertreten.

Solange der Reichstag in die jetzigen zwei Kammern geteilt ist, sind die Färöer

durch einen Abgeordneten im Landsting, vgl. § 36 der Verfassung, und, zwei Ab-

geordnete im Folketing vertreten.

15

Das Amt des Amtmannes für die Färöer wird aufgehoben.
An seiner Stelle wird das Amt eines Reichsbeauftragten geschaffen. Der Reichs-
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beauftragte ist oberster Vertreter des Reiches auf den Färöern sowie Leiter der

Reichsverwaltung auf den Inseln. Er hat von Amts wegen Zutritt zum Logting
sowie das Recht zur Teilnahme an Verhandlungen über alle Gemeinsamen Anliegen,
jedoch ohne Stimmrecht. Von Beschlüssen im Logting oder der Landsstyre, ist ihm
unverzüglich Mitteilung zu geben, wie- ihm auch unverzüglich Exemplare der
Logtinggesetze und anderer von der färöischen Selbstverwaltung erlassener Vor-
schriften zu übersenden sind.

Der Reichsbeauftragte tritt mit den sich aus diesem Gesetz ergehenden Ande-

rungen in die Funktionen des Amtmannes ein, bis zu einer Neuregelung de, betref-
fenden Sachgebiets.

16

Dieses Gesetz tritt am 1. 4. 1948 in Kraft.

Färöische Sonderanliegen,

Liste A

Folgende Gebiete werden als Sonderanliegen bezeichnet, mit der Folge, daß sie

sofort auf die färöische Selbstverwaltung übergehen oder ihr später auf Antrag des

Logting oder der Regierung überlassen werden.
1. Regelung der eigenen Verwaltung der Färöer im Rahmen der Neuordnung.

Hierunter fallen - innerhalb des angegebenen Rahmens - Bestimmungen
über Logting, diesbezügliches Wahlgesetz, Verwaltung, Zustandekommen, An-

nahme, Ausfertigung und Verkündung der Logtinggesetze, Anstellung, und

Entlassung eigener Beamter, sowie die Regelung ihrer Rechtsverhältnisse, Be-

soldung und Pensionen.
2. Gemeindewesen.

Hierunter fallen Gemeindeverwaltung, -aufsicht, -steuern.

3. Bauwesen und Feuerlöschwesen, Stadtplanung, WohnungS7 und Mietangelegen-
heiten, Standesämter.

4. Gesundheitswesen, Arzte und Hebammen, Krankenhäuser, Apotheken.
Hierunter fallen Amtsärzte, Quacksalbergesetzgebung, Bekämpfung von

Tuberkulose und anderen ansteckenden Krankheiten, Irrenwesen, Impfungen.
5.&apos; Die öffentliche Fürsorge.

Sonderfürsorge.
Volksversicherung.
Gesetzliche Pflicht-Unfallversicherung.
Arbeiter, Arbeitsverhältnisse, Lehrlinge, Gehilfen, Urlaub..

6. Direkte und indirekte Steuern.
Hierunter fallen auch Stempellabgabe, Totoabgabe, Besteuerung einer beson-

deren färöischen Lotterie. Dagegen fallen Verwaltungsabgaben wie Nachlaß-
verfahrensgebühren, Gerichtsgebühren, Grundbuch-Eintragun&quot;sgebühren dem-

Jenigen zu, der für die betreffende Behörde aufkommt.
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7. Budgetrecht und überhaupt Verfü&apos;gungsrecht über alle eigenen Einnahmen.

Regelung der Rechnungsführung, Revision und Beschlußfassung hinsichtlich

eigener Einnahmen und Ausgaben.
8. Genehmigung von Hafenabgaben.
9. Schulwesen.

Hierunter fallen sowohl Volksschulen als Prüfungsschulen und Kurse,
Lehrerbildung, Volkshochschulen, Fortbildungsschulen, Jugend- und Abend-

schulen&quot;Haushaltungsschulen und Fachschulen wie Handelsschulen, technische

Schulen, Navigationsschulen usw.

10. Archive, Bibliotheken, Museen.

Ausgenommen sind Archivsachen des Staates; die Pflichtablieferung an die

kgl. Bibliothek wird vorbehalten.
11. Bau- und Naturschutz.

12. Häfen, Küstensicherung, Kanäle, Wasserkraftanlagen, VerkehrsWesen, hier-
unter Straßen, Eisenbahnen, Straßenbahnen, Fährwesen, Omnibus- und Fracht-
wesen.

Motor- und Verkehrsfragen.
Lokales Post-, Telegrafen- und Telefonwesen.
Elektrische Anlagen.

13. Landwirtschaftliche Fragen.
Hierunter fallen allgemeine Landwirtschaftsgesetzgebung, Pacht, Zerstücke-

lung, Flurbereinigung, Kleinsiedlungen, Pflanzenzucht, Haustierzucht, Garten-

bau, Nebenerwerb der Landwirtschaft, Bodenverbesserung, Wälder.
Veterinärwesen.

Bekämpfung von Schädlingen.
Haustiere, schiedsrichterliches Verfahren, Tierschutz, Hundegesetz.
Jagd- und Schonzeiten im Inselbereich.
Fischerei und Schutz der Fischbestände im Inselbereich.
Katasterwesen.

14. Theater- und Kinolizenzen, Vergnügungsveranstaltungen.
Sammlungen und Verlosungen.
Strandungen.
Gefundene Sachen.

Giftstoffe, explosive Stoffe, Waffen.

15. Versorgungs-, Produktions- und Verteilungsfragen.
Preiskontrolle, Höchstpreise.
Rationierungen, Rabatt- und Subventionsregelungen.
Begrenzung von Gewinnbeteiligungen und -ausschüttungen.
Warenverkehr.

Alkoholregelung.
Polizeistundenregelung.
Gaststätten und Beherbungsbetriebe.
Gewerbewesen.
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Handels- und Vereinsregister.
Schiffsregister.
Makler, Geldwechsler, Eilboten&quot; Wäger, Messer.

Revisoren.

Lagerhäuser.
Kommission, Agentur, Handlungs&apos;reisende.
.Vertretung ausländischer Firmen.

Buchführungswesen.
Darlehensvereine usw., lokales Versicherungswesen.

16. Lokale oberste Vormundschaftsbehörde.
Grundbuchwesen.
Fremdenverkehr.

Enteignung im Rahmen der Sonderanliegen.
Regelung der Herstellung von Druckschriften.

Sonderregelung der Zeitrechnung&apos;
Bürgerliche Ehrenämter.

Gleichstellung von Männern und Frauen.

Liste B

Ober folgende Sachgebiete soll verhandelt werden&apos;, bevor endgültig beschlossen

wird, ob und in welchem Umfang sie als Sonderanliegen anerkannt werden können:

1. Die Volkskirche.
Hierunter fallen die kirchliche, Ordnung in ihrer Gesamtheit, die Rituale, die

Beamten der Kirche, ihre Entlohnung und Pension, Kirchen, Friedhöfe,:Austritt
aus und Eintritt in die Volkskirche, Kirchenvorstände, Wahllgemeinden, Aus-

tritt aus der Wohnkirchengemeinde.
Von der Volkskirche abweichende Glaubensgemeinschaften, Feiertagsgesetz-

gebung.
2. Polizei.
3. Bodenschätze.

Rundfunk.
Luftfahrt.

4. Die Bodenstiflung.
5. Ein- und Ausfuhrkontrolle.

Hiernach haben sich alle, die es angeht, zu richten.

Gegeben auf Christiansborg, den 23. 3. 1948

Unter UnseIrer Königlichen Hoheit Hand und Siegel

Frederik R.

(L. S.)
Hans Hedtoft
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